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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Jahresrückblick 2020: Rechtsordnung

Die innere und äussere Sicherheit der Schweiz waren im Kapitel Rechtsordnung
aufgrund der fortwährenden internationalen Terrorismusgefahr auch 2020 dominante
Themen. So verabschiedeten die eidgenössischen Räte gleich drei Gesetzesvorlagen zur
Umsetzung der Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung. Erstens wurden mit
der Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalität das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des
Terrorismus und das dazugehörige Zusatzprotokoll umgesetzt. Damit sind neu bereits
bestimmte Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar,
insbesondere das Anwerben und Ausbilden von Terroristinnen und Terroristen, das
Reisen für terroristische Zwecke (sog. Dschihadreisen) und die entsprechende
Finanzierung. Das Vorläuferstoffgesetz reguliert zweitens den Zugang von
Privatpersonen zu bestimmten Chemikalien, die zur Herstellung von Sprengstoff
missbraucht werden können. Das dritte und umstrittenste der drei neuen
Antiterrorgesetze war das Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung
von Terrorismus (PMT), auf dessen Grundlage die Polizei präventiv gegen terroristische
Gefährderinnen und Gefährder vorgehen kann. Die PMT umfassen unterschiedlich
starke Freiheitseinschränkungen von einer Meldepflicht bis zum Hausarrest und können
gegen potenziell gefährliche Personen verhängt werden. Die Gegnerschaft sah damit
den Rechtsstaat in Gefahr, weil die betroffenen Personen keine Straftat begangen
hätten und die Massnahmen aufgrund blosser Indizien angeordnet würden. Die Jungen
Grünen, die Juso und die Junge GLP ergriffen zusammen mit der Piratenpartei und dem
Chaos Computer Club das Referendum gegen das Gesetz und begannen im Oktober mit
der Unterschriftensammlung. Neben dem Parlament beschäftigte sich auch das
Bundesstrafgericht mit der terroristischen Bedrohung, indem es mehrere Prozesse
wegen der Unterstützung terroristischer Aktivitäten führte.

Unabhängig von der spezifisch terroristischen Bedrohung trieb das Parlament die
Informationssicherheit des Bundes weiter voran, indem es die bereits 2017
begonnenen Beratungen zum Informationssicherheitsgesetz fortführte und in der
Wintersession 2020 zum Abschluss brachte. Im Februar erschütterte überdies die
sogenannte Crypto-Affäre die Schweizer Politlandschaft, als bekannt wurde, dass die
Zuger Firma Crypto AG über Jahrzehnte von der CIA und dem BND manipulierte
Chiffriergeräte in alle Welt verkauft hatte. Über Wochen wurde in den Medien
gemutmasst, wer wie viel darüber wusste, welche Rolle der NDB, die Armee, die
Bundesanwaltschaft, das Fedpol und der Bundesrat gespielt hatten und inwiefern sich
die Schweizer Behörden und einzelne Führungsfiguren damit zu Komplizen
ausländischer Nachrichtendienste gemacht hatten. Die ausgiebige Berichterstattung
liess die Anzahl Zeitungsartikel im Themenbereich innere und äussere Sicherheit im
Februar denn auch markant nach oben schnellen, während er über das ganze Jahr 2020
im Vergleich mit den Vorjahren medial eher schwach abgedeckt war (vgl. Abb. 1: Anteil
Zeitungsberichte pro Monat und Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Das
Ansinnen der Grünen und der sozialdemokratischen Fraktion, zur Aufarbeitung der
Ereignisse rund um die Crypto AG eine PUK einzusetzen, scheiterte vorerst am
Widerstand des Büros-NR, das den beiden entsprechenden parlamentarischen
Initiativen im November keine Folge gab. Es erachtete die Untersuchung der GPDel, die
kurz zuvor ihren Bericht veröffentlicht hatte, als ausreichend.

Im Bereich Strafrecht schlossen die eidgenössischen Räte den ersten Teil der Revision
der Strafprozessordnung ab. Die Bestimmungen zur Sicherheitshaft wurden infolge
einer Verurteilung der Schweiz durch den EGMR als dringend revidierungsbedürftig
eingestuft und der Revision der gesamten Strafprozessordnung deshalb zeitlich
vorgezogen. Auch zum zweiten laufenden, umfassenden Revisionsprojekt im Strafrecht,
der Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs (BT), nahm das Parlament die
Beratungen in Angriff. Hauptbestandteil der BT-Revision bildet die Harmonisierung der
Strafrahmen, mit der die im Strafgesetzbuch aus den 1940er-Jahren angedrohten
Strafen mit den heutigen Werthaltungen in Einklang gebracht und deren Verhältnis
zueinander neu ausgelotet werden sollen. Die von der Öffentlichkeit mit Spannung
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erwartete Anpassung der sexualstrafrechtlichen Normen wurde vorerst jedoch weiter
aufgeschoben, da der Ständerat diese Bestimmungen im Einvernehmen mit dem
Bundesrat in einen separaten Entwurf auslagerte, der zuerst noch in die
Vernehmlassung gegeben werden soll.

Im Bereich Zivilrecht verabschiedete das Parlament sowohl die erste Etappe der
Erbrechts-Revision, mit der durch die Verkleinerung der Pflichtteile die
Verfügungsfreiheit von Erblasserinnen und Erblassern erhöht wird, als auch die
Änderung des Zivilgesetzbuches zur einfacheren Änderung des Geschlechts im
Personenstandsregister für Menschen mit Transidentität oder einer Variante der
Geschlechtsentwicklung. Betreffend das internationale Privatrecht wurden die Normen
über die internationale Schiedsgerichtsbarkeit modernisiert, um die Schweiz als
internationalen Schiedsplatz attraktiv zu halten.

Mit dem Datenschutzgesetz fand ein weiteres, grosses Gesetzgebungsprojekt 2020
seinen Abschluss. Knapp vier Jahre nach dem Beginn der Vernehmlassung und drei
Jahre nach Beginn der parlamentarischen Beratung stimmten die eidgenössischen Räte
dem Antrag der Einigungskonferenz zu und brachten damit das hart umkämpfte
Geschäft in trockene Tücher. Umstritten waren vor allem die Voraussetzungen, unter
denen das sogenannte Profiling, d.h. die Verknüpfung von Daten zur Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen, zulässig ist. Im Sinne eines Kompromisses setzte sich ein
risikobasierter Ansatz durch, der strengere Voraussetzungen, wie beispielsweise die
ausdrückliche Einwilligung der betroffenen Person, stellt, wenn die Datenverknüpfung
die Beurteilung wesentlicher Aspekte der Persönlichkeit der betroffenen Person
ermöglicht. Damit hat die Schweiz nun ein modernes Datenschutzrecht, das nach
Einschätzung des Bundesrates und des Parlaments dem Datenschutzniveau der EU
gleichwertig sein sollte. Der diesbezügliche Äquivalenzbeschluss, der wie ein
Damoklesschwert über den Verhandlungen hing und der eigentlich für 2020
angekündigt war, ist indes noch ausstehend.

Die Corona-Krise wurde im Kapitel Rechtsordnung vor allem in zwei Dimensionen
sichtbar. Einerseits wurde die Einführung der Corona-Warn-App «SwissCovid» von
einer ausführlichen Datenschutz-Diskussion begleitet. Andererseits gab es im ganzen
Land zahlreiche Demonstrationen gegen die und trotz der Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie. Gegen die Corona-Massnahmen wurde ab Anfang Mai
demonstriert, weil sich die Bürgerinnen und Bürger in ihren Grundrechten
eingeschränkt sahen, nicht zuletzt gerade durch das Versammlungsverbot. Menschen,
die nicht an die Gefährlichkeit des Virus glaubten, wehrten sich so gegen die aus ihrer
Sicht ungerechtfertigten Freiheitsbeschränkungen. Der Pandemie zum Trotz
demonstrierten im Juni – in Folge der antirassistischen Proteste in den USA als
Reaktion auf den durch Polizeigewalt verursachten Tod des Afroamerikaners George
Floyd – auch in den Schweizer Städten Tausende unter dem Motto «Black Lives Matter».
Die Ereignisse lösten eine grosse gesellschaftliche Debatte über strukturellen
Rassismus in der Schweizer Gesellschaft aus, die sich um systematische
Benachteiligung nichtweisser Menschen, Polizeigewalt und Racial Profiling, und nicht
zuletzt auch um die umstrittene Bezeichnung einer Süssigkeit drehte. Diese Debatte
machte zusammen mit der Grundrechtsdiskussion um die Corona-Massnahmen die
Bürgerrechte über den Sommer zum in der Presse meistdiskutierten Themenfeld des
Kapitels Rechtsordnung (vgl. Abb. 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Über das ganze
Jahr zeichnete zudem der Themenbereich innere Konflikte und Krisen für einen
deutlich höheren Anteil an der Zeitungsberichterstattung verantwortlich als in den
Vorjahren (vgl. Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). 1

Jahresrückblick 2022: Rechtsordnung

Im Jahr 2022 standen im Themenbereich Rechtsordnung mehrere grosse zivil- und
strafrechtliche Gesetzesrevisionen auf der Agenda, so etwa die beiden langjährigen
Grossprojekte zur Verbesserung der Praxistauglichkeit der Straf- und der
Zivilprozessordnung. Beide Gesetze waren in den 2000er-Jahren geschaffen worden,
um die bis dahin verschiedenen kantonalen Verfahrensregeln schweizweit zu
vereinheitlichen. Knapp zehn Jahre nach Inkrafttreten wurden die beiden
Prozessordnungen – nicht zuletzt in Reaktion auf zahlreiche parlamentarische
Vorstösse – einer Gesamtschau unterzogen und wo nötig überarbeitet. 

Bei der Revision der Strafprozessordnung, die im Sommer 2022 abgeschlossen wurde,
blieb der ganz grosse Wurf nach umfangreichen Debatten letztlich aus. Mit seinem
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Hauptanliegen, der Einschränkung der Teilnahmerechte, konnte der Bundesrat nicht
beide Parlamentskammern überzeugen, weshalb die heutige Regelung bis auf Weiteres
unverändert bestehen bleibt. Die Regierung hatte mit der Möglichkeit, Beschuldigte
unter gewissen Umständen von den Einvernahmen mitbeschuldigter Personen
auszuschliessen, verhindern wollen, dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander
anpassen können. Das in der juristischen Praxis festgestellte Problem, das gemäss
Bundesrätin Karin Keller-Sutter einer der Hauptauslöser für die Vorlage gewesen war,
blieb damit ungelöst. Dennoch wurden an der Strafprozessordnung viele punktuelle
Neuerungen vorgenommen, etwa bei den Grundlagen zur Erstellung von DNA-Profilen
oder bei den Verfahrensrechten. Das vom links-grünen Lager aufs Tapet gebrachte
Konzept der restaurativen Gerechtigkeit wurde zwar im Zuge dieser Revision noch
abgelehnt, ist aber damit nicht vom Tisch: Mit der Annahme einer entsprechenden
Motion der RK-SR beauftragten die eidgenössischen Räte den Bundesrat, eine
Gesetzesgrundlage zur Verankerung der «justice restaurative» in der
Strafprozessordnung auszuarbeiten.

Bei der Revision der Zivilprozessordnung schlug das Parlament die wichtigsten Pflöcke
ein, wenngleich Ende 2022 noch einige Differenzen bestanden. So wurden
verschiedene Massnahmen getroffen, um die Prozesskosten zu senken und so den
Zugang zum Gericht zu erleichtern. Zudem sollten Erleichterungen in der
Verfahrenskoordination sowie die Stärkung des Schlichtungsverfahrens die Effizienz der
Prozesse steigern. Im Parlament waren vor allem die Frage der zulässigen
Verfahrenssprachen an kantonalen Gerichten sowie eine Lockerung der
Voraussetzungen für vorsorgliche Massnahmen gegen Medien hoch umstritten. Gegen
den Willen des Bundesrats setzten die eidgenössischen Räte durch, dass es einfacher
sein soll, die Veröffentlichung von rufschädigenden Medienberichten mittels
superprovisorischer Verfügung vorläufig zu verhindern. Erfolgreich war der Bundesrat
hingegen mit seinem Ansinnen, die Einrichtung internationaler Handelsgerichte in den
Kantonen zu fördern: Den Kantonen ist es künftig freigestellt, in internationalen
Handelsstreitigkeiten an ihren Gerichten auch Englisch und alle Schweizer
Landessprachen als Verfahrenssprachen zuzulassen.

Begleitet von einer regen gesellschaftlichen Debatte begannen die eidgenössischen
Räte die Beratung der Revision des Sexualstrafrechts. Der aus der Harmonisierung der
Strafrahmen herausgetrennte Entwurf war in der Vernehmlassung grundsätzlich positiv
aufgenommen worden und der Reformbedarf war auch in der Gesellschaft nahezu
unbestritten. In einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage hielten nur 13 Prozent der
Befragten die geltenden Normen für ausreichend. Mit dem neuen Sexualstrafrecht soll
etwa der Straftatbestand der Vergewaltigung neu definiert werden, so dass nicht mehr
nur Frauen davon betroffen sein können und dass keine Nötigung mehr vorausgesetzt
wird. Hauptstreitpunkt war sowohl im Parlament als auch ausserhalb, ob anstelle von
abgenötigten sexuellen Handlungen neu Handlungen «gegen den Willen» des Opfers
oder «ohne Einwilligung» des Opfers unter Strafe stehen sollen. Während sich der
Bundesrat und der Ständerat als Erstrat für die sogenannte Widerspruchslösung («Nein
heisst Nein») aussprachen, schwenkte der Nationalrat als Zweitrat auf die
Zustimmungslösung – die in der gesellschaftlichen Debatte lautstark geforderte «Nur-
Ja-heisst-Ja»-Variante – um. Der Ball liegt 2023 wieder beim Ständerat. Wie die APS-
Zeitungsanalyse zeigt, war die Reform des Sexualstrafrechts ein Treiber der medialen
Debatte im Bereich Rechtsordnung: Über den Jahresverlauf waren im April, im Juni
sowie gegen Ende Jahr drei kleine Spitzen in der Medienaufmerksamkeit zu
verzeichnen, als jeweils die Stellungnahme des Bundesrats und die Behandlung in den
beiden Parlamentskammern aktuell waren.

Im Bereich Innere Sicherheit trat Anfang Juni 2022 das Bundesgesetz über präventiv-
polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekämpfung (PMT) in Kraft. Obwohl sich
Bundesrat und Parlament bei der Ausarbeitung des PMT-Gesetzes aus
Menschenrechtsbedenken gegen die Präventivhaft als zusätzliche Massnahme
entschieden hatten, beschäftigte diese die eidgenössischen Räte auch nach
Inkrafttreten des Gesetzes weiter. Eine 2020 eingereichte parlamentarische Initiative,
die eine gesicherte Unterbringung für staatsgefährdende Personen forderte, wurde erst
in der Wintersession 2022 erledigt. Derselbe Casus Belli – die fragliche Vereinbarkeit
mit den Menschenrechten – lag auch der umstrittenen Abschreibung einer Motion zur
Ausweisung von Terroristinnen und Terroristen in Folterstaaten zugrunde. Ein
rechtsbürgerlicher Teil des Parlaments wollte sich nicht damit abfinden, dass der
Bundesrat die Motion nicht umgesetzt hatte. Die Regierung hatte argumentiert, dass
eine Umsetzung nicht opportun sei, da die Motion den Bruch von zwingendem
Völkerrecht gefordert habe. Beide Räte stimmten letztlich aber der Abschreibung zu. 
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Mit Ausnahme des Sexualstrafrechts bewegte sich die Medienberichterstattung über
den Bereich Rechtsordnung recht gleichförmig auf eher tiefem Niveau übers Jahr 2022
(vgl. Abbildung 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Insgesamt erhielt der Bereich
Rechtsordnung im Jahr 2022 deutlich weniger mediale Aufmerksamkeit als in den
Vorjahren (vgl. Abbildung 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Zum einen stand 2022
keine Volksabstimmung im Bereich Rechtsordnung an und die in den vergangenen
Jahren virulente Diskussion über die Corona-Massnahmen war 2022 deutlich weniger
relevant. Zum anderen vereinnahmten der Ukraine-Krieg und die damit verbundenen
Debatten über die Aufnahme von Flüchtenden, über Sanktionen und Neutralität sowie
über eine drohende Energiekrise einen Grossteil der Medienaufmerksamkeit. Der
Bereich Rechtsordnung war davon nur marginal tangiert. 2

Rückblick auf die 51. Legislatur: Rechtsordnung

Autorinnen: Karin Frick und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Zu Beginn der Legislatur stand insbesondere die Stärkung der Terrorismusbekämpfung
in der Schweiz im Zentrum des Themenbereichs «Rechtsordnung». Dabei setzte der
Bundesrat die Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung mittels drei Projekten
um: Das Bundesgesetz über Vorläuferstoffe für explosionsfähige Stoffe soll den bisher
im Vergleich zur EU einfacheren Kauf von chemischen Substanzen, die zur Herstellung
von Sprengstoff verwendet werden können, erschweren. Durch die Verstärkung des
strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in
Umsetzung des Europarat-Übereinkommens zur Verhütung des Terrorismus sollen
bereits Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar gemacht
werden. Und das an der Urne angenommene Bundesgesetz über polizeiliche
Massnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (PMT) soll der Polizei zusätzliche
Instrumente gegen terroristische Gefährderinnen und Gefährder liefern, unter
anderem indem verdächtige Personen in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt
werden.

Während sicherheitspolitische Argumente gemäss Nachabstimmungsbefragung zum
Terrorismusgesetz an der Volksabstimmung von zentraler Bedeutung waren, spielten sie
bei der Annahme der Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot» im März 2021 eine eher
untergeordnete Rolle. Als Hauptargument zur Annahme der Initiative, die ein Verbot der
Gesichtsverhüllung im öffentlichen Raum und an öffentlich zugänglichen Orten
beinhaltete, wurde der Schutz der Schweizer Werte und Kultur genannt. Der
bundesrätliche Gesetzesvorschlag zur Umsetzung der Initiative befand sich Ende der
Legislatur noch in parlamentarischer Beratung. 

Auch zu Beginn der Legislatur abgeschlossen werden konnte die Totalrevision des
Datenschutzgesetzes, wobei vor allem die Voraussetzungen, unter denen das
sogenannte Profiling, d.h. die Verknüpfung von Daten zur Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen, zulässig ist, umstritten waren. Im Juni 2021 lehnten die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger zudem die Einführung einer E-ID ab, wobei nicht
in erster Linie die E-ID an sich, sondern deren Herausgabe durch private Anbieter
anstelle des Staates kritisiert wurde.

Das grösste Gesetzgebungsprojekt im Themenbereich «Rechtsordnung» war die
Strafrahmenharmonisierung und Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue
Sanktionenrecht – tatsächlich widmete das Parlament in dieser Legislatur keiner
anderen Vorlage mehr Diskussionszeit (gemessen an der Anzahl Wörter). Damit sollten
die aus den 1940er-Jahren stammenden Strafen mit den heutigen Werthaltungen in
Einklang gebracht und deren Verhältnis zueinander neu ausgelotet werden. Diskutiert
wurde dabei insbesondere über eine Verschärfung der Strafen für Gewalt gegen
Behörden und Beamte sowie über die Revision des Sexualstrafrechts, welche aber
aufgrund des grossen Besprechungsbedarfs in einen eigenen Entwurf ausgelagert
wurde. Dabei entschied sich das Parlament nach langen Diskussionen, die auch in der
Gesellschaft und den Medien widerhallten, gegen eine neue «Nur-Ja-heisst-Ja»-
Regelung, die Vergewaltigung zukünftig als sexuelle Handlungen ohne Einwilligung des
Opfers definiert hätte. Stattdessen ergänzte es die sogenannte «Nein-heisst-Nein»-
Regelung dahingehend, dass auch ein allfälliger Schockzustand des Opfers erfasst wird.
Nach der neuen Definition wird bei einer Vergewaltigung nicht mehr vorausgesetzt,
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dass das Opfer zur sexuellen Handlung genötigt wurde. Zudem können künftig nicht
mehr nur Frauen als Opfer einer Vergewaltigung anerkannt werden.

Ausführlich debattiert wurde auch die Revision der Strafprozessordnung (StPO).
Nachdem das Parlament – nach einem Urteil des EGMR – kurzfristig bereits eine
Gesetzeslücke bei der Sicherheitshaft geschlossen hatte, befasste es sich mit
problematischen Aspekten der Strafprozessordnung, um die Praxistauglichkeit
bestimmter Bestimmungen zu verbessern. Im Hauptstreitpunkt, wonach Beschuldigte
zukünftig nicht mehr bei allen Einvernahmen anderer Personen anwesend sein sollten,
damit es nicht zu Absprachen kommt, lehnte das Parlament nach langen Diskussionen
eine Änderung des Status quo ab. 

Schliesslich stand neben dem Strafrecht auch das Zivilrecht im Mittelpunkt des
Interesses, als in der Zivilprozessordnung der Zugang zum Gericht erleichtert und die
Rechtssicherheit verbessert werden sollte. Die Aufmerksamkeit galt aber vielmehr einer
vom Parlament verschärften Regelung, welche eine Verhinderung des Erscheinens von
Medienartikeln durch eine superprovisorische Verfügung einfacher möglich machte
(siehe auch Legislaturrückblick «Médias»). 

Für mediale Aufmerksamkeit sorgten während der 51. Legislatur auch immer wieder
Demonstrationen gegen im Zuge der Covid-19-Pandemie beschlossene Massnahmen.
Diese verstärkten sich im Laufe des Jahres 2021 und erreichten nach Einführung der
Zertifikatspflicht gegen Ende des Jahres 2021 ihren Höhepunkt. Die aufgeladene
Stimmung gipfelte darin, dass das Bundeshaus aufgrund befürchteter Ausschreitungen
am Abstimmungssonntag zur zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes von der Polizei
grossräumig abgeriegelt wurde – eine weitere Eskalation blieb jedoch aus.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Jahresrückblick 2023: Rechtsordnung

Das Jahr 2023 war im Bereich Rechtsordnung stark von straf- und zivilrechtlichen
Fragen geprägt. Die in den vergangenen Jahren immer wieder virulent geführte Debatte
über die terroristische, vor allem islamistisch motivierte, Gefährdung der Schweiz
rückte angesichts des fortdauernden Kriegs in der Ukraine sowie des Kriegsausbruchs
im Nahen Osten weiter in den Hintergrund. Stattdessen beschäftigten eher
Cyberangriffe und die Angst vor russischer Spionage die Schweizer Sicherheitspolitik.
(Für Cybersicherheit vgl. Jahresrückblick zur Landesverteidigung.)

Zudem nahm der Diskurs um Grund- und Menschenrechte in der Öffentlichkeit wieder
mehr Raum ein, angetrieben unter anderem vom zunehmenden Augenmerk auf den
Antisemitismus infolge des Nahostkonflikts (vgl. Jahresrückblick zu Kultur, Kirchen und
religionspolitische Fragen sowie Jahresrückblick zur Aussenpolitik). Nach dem Angriff
der Hamas Anfang Oktober kam es in den grossen Schweizer Städten zu Kundgebungen
mit antiisraelischen Parolen, worauf in der Öffentlichkeit debattiert wurde, inwiefern
an propalästinensischen Friedenskundgebungen antisemitisches und rechtsextremes
Gedankengut verbreitet werde. Aus Sorge vor einer gewaltsamen Eskalation verhängte
die Stadt Bern bis Weihnachten ein Demonstrationsverbot, was wiederum zu Protesten
aufgrund der Grundrechtseinschränkung führte. In der Medienberichterstattung
spiegelte sich diese Entwicklung in einem Anstieg in den Themenbereichen
«Bürgerrechte» sowie «innere Konflikte und Krisen» gegen Ende Jahr wider (vgl. Abb. 1
der APS-Zeitungsanalyse). Auch über das ganze Jahr gesehen vereinnahmten diese
beiden Themen einen höheren Anteil der Zeitungsberichterstattung als im Vorjahr (vgl.
Abb. 2). Die gestiegene Sensibilität für die Antisemitismus-Thematik zeigte sich ebenso
im Parlament, das im Laufe des Jahres eine Handvoll Vorstösse für ein Verbot von
Nazisymbolen in der Öffentlichkeit behandelte und diese Forderung im Grundsatz
unterstützte. Als «historischen Moment» bezeichnete der Bundesrat die Gründung der
Nationalen Menschenrechtsinstitution im Mai 2023, das Resultat eines zwanzigjährigen
Prozesses zur Förderung der Menschenrechte in der Schweiz.

Unter anderem von Menschenrechts- und Frauenorganisationen gefeiert wurde die
Verabschiedung des revidierten Sexualstrafrechts durch die beiden Räte. Begleitet von
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einer lebhaften gesellschaftlichen Debatte rangen die Räte bei der Revision des
Sexualstrafrechts insbesondere um eine neue, zeitgemässe Definition von
Vergewaltigung, die sie letztlich in der sogenannten erweiterten Widerspruchslösung
fanden. Damit sind sexuelle Handlungen künftig strafbar, wenn sie gegen den Willen –
aber im Unterschied zur Zustimmungslösung nicht «ohne Einwilligung» – einer Person
vorgenommen werden oder wenn ein Schockzustand für sexuelle Handlungen
ausgenutzt wird. Dass das Opfer nachweisbar zur sexuellen Handlung genötigt wurde,
ist mit der neuen Regelung indes nicht mehr erforderlich. Im Unterschied zum alten
Recht, wonach nur Frauen Opfer einer Vergewaltigung sein konnten, spielt das
Geschlecht des Opfers im revidierten Sexualstrafrecht keine Rolle mehr. Mit
Verabschiedung der Sexualstrafrechtsrevision brachten die eidgenössischen Räte im
Sommer 2023 eines der grössten Gesetzgebungsprojekte der 51. Legislatur zum
Abschluss: die unter dem Titel «Harmonisierung der Strafrahmen» durchgeführte
Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches (BT). Ziel der
Strafrahmenharmonisierung war es, die aus den 1940er-Jahren stammenden Strafen
mit den heutigen Werthaltungen in Einklang zu bringen und deren Verhältnis
zueinander neu auszuloten. Noch während das Sexualstrafrecht zu Ende debattiert
wurde, traten die ersten beiden Vorlagen des BT-Revisionsprojekts, die in erster Linie
die Strafen für Gewaltdelikte erhöhten, am 1. Juli 2023 bereits in Kraft.

Als weiteres Grossprojekt schloss das Parlament im Frühling 2023 die Revision der
Zivilprozessordnung ab. Mit einer Vielzahl punktueller Anpassungen sollten festgestellte
Schwachstellen der 2011 in Kraft getretenen Zivilprozessordnung ausgebessert und
insgesamt deren Praxistauglichkeit verbessert werden. Ein von der Einigungskonferenz
vorgeschlagener Kompromissvorschlag wurde schliesslich in beiden Räten breit
mitgetragen. Nachdem im Sommer auch die Referendumsfrist ungenutzt verstrichen
ist, wird das revidierte Zivilprozessrecht planmässig am 1. Januar 2025 in Kraft treten
können.

Weiter stand 2023 im Zivilrecht das Erbrecht auf der politischen Agenda. Mit der
Überarbeitung des sechsten Kapitels des IPRG über das internationale Erbrecht sollten
Kompetenzkonflikte mit ausländischen Behörden minimiert und sich widersprechende
Entscheidungen in internationalen Erbrechtsfällen verhindert werden. Zwischen den
Kammern entbrannte ein erbitterter Streit über einige Punkte, so etwa um die Frage, ob
Schweizer Doppelbürgerinnen und -bürger wählen können sollen, dem Recht welches
ihrer Heimatstaaten sie ihren Nachlass unterstellen wollen. Nach erfolgreicher
Kompromissfindung konnte die Vorlage in der Wintersession 2023 schliesslich
verabschiedet werden. Im Hinblick auf das innerstaatliche Erbrecht trat am 1. Januar
2023 die erste Etappe der laufenden Erbrechtsrevision in Kraft, die in erster Linie die
Pflichtteile reduzierte und damit die Verfügungsfreiheit der Erblasserinnen und
Erblasser erhöhte. Die zweite Etappe zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge
kam im Sommer 2023 ins Parlament, wobei der Ständerat im Unterschied zum
Nationalrat nicht auf den Entwurf eintreten wollte.

Darüber hinaus trieben Bundesrat und Parlament 2023 die Digitalisierung in der Justiz
voran. Mit der Verabschiedung des Bundesgesetzes über die Digitalisierung im Notariat
ebneten die eidgenössischen Räte den Weg für die elektronische Ausfertigung von
Urkunden und Beglaubigungen. Damit muss das Originaldokument künftig nicht mehr in
Papierform erstellt werden. Zur sicheren Aufbewahrung der elektronischen
Originaldokumente wird ein nationales Urkundenregister geschaffen. Um den
elektronischen Rechtsverkehr generell zu ermöglichen, war im Parlament zudem das
Bundesgesetz über die Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz
hängig, wo es vom Erstrat positiv aufgenommen wurde.

Nach der grossen gesellschaftlichen Kontroverse um das Verbot zur Verhüllung des
Gesichts, die rund um die 2021 angenommene Volksinitiative «Ja zum
Verhüllungsverbot» ausgefochten worden war, ging die Umsetzung der Initiative
geradezu ereignisarm vonstatten. Beide Parlamentskammern verabschiedeten den
Entwurf zum Bundesgesetz über das Gesichtsverhüllungsverbot unverändert und mit
grossen Mehrheiten. Auch in der Gesellschaft war kein grösserer Widerstand mehr
vernehmbar, sodass die im Januar 2024 endende Referendumsfrist wohl ungenutzt
verstreichen wird.

Für neue Kontroversen sorgen dürfte hingegen die im Mai 2023 lancierte Volksinitiative
«für ein modernes Bürgerrecht». Die sogenannte Demokratie-Initiative fordert, dass
Ausländerinnen und Ausländer schweizweit Anspruch auf Einbürgerung haben, wenn sie
sich seit fünf Jahren rechtmässig in der Schweiz aufhalten, zu keiner längeren
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Freiheitsstrafe verurteilt wurden und über Grundkenntnisse einer Landessprache
verfügen. Die hinter der Initiative stehende «Aktion Vierviertel» sieht in der tiefen
Einbürgerungsquote ein Demokratiedefizit, weil rund ein Viertel der zur Schweizer
Gesellschaft gehörenden Menschen politisch nicht mitbestimmen darf. 3

Privatrecht

Im April 2010 legte die nationalrätliche Kommission für Rechtsfragen ihren Bericht zu
zwei parlamentarischen Initiativen vor, die 2006 von Susanne Leutenegger Oberholzer
(sp, BL; Pa.Iv. 06.490) bzw. 2007 von Hermann Bürgi (svp, TG; Pa.Iv. 07.497) eingereicht
worden waren. Beide Vorstösse verlangten eine Verlängerung der Verjährungspflicht
für Sachmängelansprüche. Die Kommission schlug in einem Entwurf zur Revision des
Obligationenrechts zwei Varianten vor, bei denen die Verjährung nach zwei bzw. fünf
Jahren (bei Sachen für unbewegliche Werke) oder aber einheitlich bei fünf Jahren
eintreten soll. Die bisherige Regelung sieht eine einjährige Frist ab Lieferung der Sache
vor, was als zu kurz betrachtet wird und im Widerspruch zu EU-Recht steht. Alle
Bundesratsparteien mit Ausnahme der SP sprachen sich gegen eine einheitliche Frist
von fünf Jahren aus, begrüssten jedoch die variable Variante. 4

BERICHT
DATUM: 30.04.2010
MARC BÜHLMANN

In seinem Bericht «Modernisierung des Familienrechts» vom März 2015 (in Erfüllung
eines entsprechenden Postulats Fehr, sp, ZH) legte der Bundesrat dar, wie eine
Anpassung der zivil- und insbesondere familienrechtlichen Grundlagen an die heutigen
und künftigen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen aussehen könnte.
Handlungsbedarf aus zivilrechtlicher Sicht sah der Bundesrat insbesondere bei der
Angleichung von eingetragener Partnerschaft und Ehe bzw. Öffnung der Ehe für
gleichgeschlechtliche Paare, einer besseren Regelung für faktische Partnerschaften
sowie der Prüfung einer gesetzlich geregelten Partnerschaft mit geringerer
Bindungswirkung nach dem Vorbild des französischen PACS gegeben. Wichtige Schritte
in Richtung eines moderneren Familienrechts seien bereits durch die gemeinsame
elterliche Sorge, die Neuregelung des Kindsunterhalts, das neue Namensrecht sowie die
Anpassung des Adoptionsrechts eingeleitet worden. 5
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KARIN FRICK

Ende Januar 2020 verabschiedete der Bundesrat den Bericht «Evaluation der
Bestimmungen im Zivilgesetzbuch zu Zwangsheiraten und Minderjährigenheiraten».
Der Bericht war vom Parlament durch die Annahme eines Postulats Arslan (basta, BS) in
Auftrag gegeben worden. Während der Bundesrat bei den Zwangsheiraten kein
gesetzgeberisches Verbesserungspotenzial erkannte, ortete er bei den
Minderjährigenheiraten Handlungsbedarf: Gemäss geltendem Recht kann eine im
Ausland geschlossene Ehe mit einer minderjährigen Person nur bis zu deren 18.
Geburtstag in der Schweiz als ungültig erklärt werden. Diese Frist sei zu kurz, stellte der
Bundesrat im Bericht fest. Die Klagefrist soll neu bis zum 25. Geburtstag erstreckt
werden, um Betroffenen genug Zeit zu geben, ihre Situation zu überdenken und die
notwendigen Schritte für eine Ungültigerklärung der Ehe zu veranlassen. Der Bundesrat
beauftragte das EJPD mit der Ausarbeitung einer entsprechenden Gesetzesänderung. 6

BERICHT
DATUM: 29.01.2020
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Im Dezember 2021 verabschiedete der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats der RK-SR
einen Bericht über den Reformbedarf im Abstammungsrecht. Mit der Untersuchung
des Anliegens hatte die Regierung eine interdisziplinäre, externe Expertengruppe
betraut. Diese bejahte den Reformbedarf und erarbeitete ein umfassendes
Reformkonzept. In seinem Bericht würdigte der Bundesrat die Empfehlungen der
Expertengruppe und kam seinerseits ebenfalls zum Schluss, dass das geltende
Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss sei. Raum für sinnvolle Anpassungen und
weiteren Diskussionsbedarf sah er insbesondere in drei Bereichen: bei der Anfechtung
der Vaterschaftsvermutung, die heute abhängig vom Zivilstand der Eltern geregelt ist;
bei der privaten Samenspende, damit das Recht des Kindes auf Kenntnis seiner
Abstammung sowie die Rechtsstellung aller bei der Zeugung des Kindes beteiligten
Personen klar geregelt werden; sowie allgemein beim Recht auf Kenntnis der eigenen
Abstammung und Nachkommenschaft, das heute gesetzlich gar nicht geregelt ist.
Daneben erklärte sich der Bundesrat aber auch bereit, weitere von der Expertengruppe
formulierte Vorschläge zu prüfen. Gewisse Empfehlungen plane er etwa im Rahmen der
laufenden Evaluation des Fortpflanzungsmedizingesetzes durch das BAG untersuchen
zu lassen. 7
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Ende März 2022 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Übersicht über das
Konkubinat im geltenden Recht – Ein PACS nach Schweizer Art?» in Erfüllung der
Postulate Po. 15.3431, Po. 15.4082 und Po. 18.3234. 8

BERICHT
DATUM: 30.03.2022
KARIN FRICK

In Erfüllung zweier Postulate Arslan (basta, BS; Po. 17.4121) und Ruiz (sp, VD; Po. 17.4185)
veröffentlichte der Bundesrat Ende 2022 den Bericht «Einführung eines dritten
Geschlechts oder Verzicht auf den Geschlechtseintrag im Personenstandsregister –
Voraussetzungen und Auswirkungen auf die Rechtsordnung». Darin lehnte es die
Regierung ab, ein drittes Geschlecht oder die Möglichkeit zum Verzicht auf den
Geschlechtseintrag einzuführen. Eine solche Abkehr vom binären Geschlechtermodell
bedinge die Anpassung zahlreicher Rechtserlasse – «von der Bundesverfassung bis auf
Verordnungen der untersten Stufe». Von erheblichem Ausmass wären dem Bericht
zufolge auch die praktischen Auswirkungen; insbesondere bei der Erhebung von
Statistiken befürchtete der Bundesrat einen Informationsverlust. Nicht zuletzt,
konstatierte die Regierung, sei die Binarität der Geschlechter «in der Bevölkerung nach
wie vor fest verankert», sodass «die gesellschaftlichen Voraussetzungen für eine
Aufhebung des Geschlechts oder die Einführung eines dritten Geschlechts heute nicht
gegeben» seien.
Mit dieser Haltung stiess der Bundesrat bei Organisationen für die Rechte von non-
binären und trans Personen auf wenig Verständnis. Das Transgender Network
Switzerland bezeichnete den Bericht in der Presse als «Ohrfeige gegen nichtbinäre
Menschen». Dass die Gesellschaft dafür nicht bereit sei, stimme nicht. Das Netzwerk
berief sich auf eine 2021 durchgeführte Umfrage von Sotomo, in der sich 53 Prozent
der Schweizer Bevölkerung für die Einführung eines dritten Geschlechts in offiziellen
Dokumenten ausgesprochen hätten. Die Westschweizer Organisation Epicène
kritisierte gegenüber «Le Temps», dass es die Regierung vorziehe, «ihre Komfortzone
nicht zu verlassen». Enttäuscht zeigte sich gegenüber den Medien auch Postulantin
Sibel Arslan: Der Bundesrat schiebe mit der gesellschaftlichen Verankerung eine
Begründung vor; in Wahrheit scheue er sich vor der gesetzgeberischen Verantwortung. 9
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In seinem Bericht vom 1. November 2023 drückte der Bundesrat Verständnis für das
Anliegen des Postulats Gutjahr (svp, TG) aus, dass die laufenden Steuern künftig in die
Berechnung des betreibungsrechtlichen Existenzminimums einbezogen werden sollen.
Dass die Steuern heute bei der Berechnung des Existenzminimus nicht berücksichtigt
werden, fördere die Überschuldung betroffener Personen, da durch eine Pfändung
zwar alte Schulden abgebaut, mitunter aber neue Steuerschulden geschaffen würden.
Dies sei für die Betroffenen unbefriedigend und psychisch belastend. Die Regierung
zeigte im Bericht verschiedene Wege zur Umsetzung auf. Dass diese alle mit einem
Zusatzaufwand für die Behörden verbunden wären, sollte einer sinnvollen Lösung
jedoch nicht im Weg stehen, befand der Bundesrat. Wichtig sei, dass eine Anpassung
bei der Berechnung des Existenzminimums aber nicht dazu führe, dass
familienrechtliche Unterhaltsforderungen gestrichen werden, weshalb es hierfür eine
Sonderregelung brauche. Alles in allem zeigte sich der Bundesrat offen für eine
entsprechende Gesetzesänderung, sollte er vom Parlament den Auftrag dazu erhalten. 10
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Le postulat de Lars Guggisberg (udc, BE), adopté en mars 2022 par le Conseil national,
demandait au Conseil fédéral d'évaluer la nécessité d'une réforme totale pour
moderniser et pérenniser le droit de la société coopérative. Plusieurs questions
spécifiques étaient posées par l'élu bernois, notamment sur la définition juridique de la
coopérative, sur le devoir de loyauté des membres, sur le nombre minimal de membres
fondateurs ou encore sur les éventuels désavantages des coopératives par rapport à
d'autres formes juridiques. Dans son postulat, le député soulignait un décalage entre le
cadre juridique existant depuis 1936 et l'évolution entrepreneuriale actuelle. 
Dans son rapport pour un droit de la société coopérative moderne et durable, publié
en décembre 2023, le Conseil fédéral conclut qu'une révision totale serait difficile en
raison de la diversité des coopératives et des intérêts divergents. L'exécutif rappelle en
effet que la Suisse compte plus de 8000 sociétés coopératives, formant un groupe
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diversifié présent dans toutes les régions, tant en milieu rural qu'urbain. Ces
coopératives couvrent une variété de secteurs, allant des coopératives rurales agricoles
aux grandes coopératives du commerce de détail et du secteur financier, en passant
par les coopératives d'habitation en ville, les coopératives sociopolitiques (comme les
magasins coopératifs de quartier) et les syndicats publics (tels que les stations
d'épuration ou les usines d'incinération des ordures ménagères). De plus, il craint
qu'une réforme totale n'entraîne une densité normative accrue, des obstacles
administratifs et ne compromette la flexibilité et la nature libérale du droit des sociétés
coopératives. Les conclusions du rapport suggèrent que le droit coopératif est
actuellement couvert d'une régulation minimale, ce qui permet aux coopératives de
s'organiser de manière autonome. En résumé, le Conseil fédéral propose de renoncer à
une révision totale et de poursuivre une approche de modification ponctuelle en
fonction des besoins émergents. 11

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 – Rechtsordnung 
2) APS-Zeitungsanalyse 2022 – Rechtsordnung
3) APS-Zeitungsanalyse 2023 – Rechtsordnung
4) Medienmitteilung RK-NR vom 30.04.2010; NZZ, 22.9.10
5) Bericht des Bundesrates vom 25.3.15
6) Bericht BR vom 29.1.20; Medienmitteilung BR vom 29.1.20
7) Bericht BR vom 17.12.21; Medienmitteilung BR vom 17.12.21
8) Medienmitteilung BR vom 30.3.22
9) Bericht BR vom 21.12.22; Medienmitteilung BR vom 21.12.22; AZ, CdT, LT, Lib, 22.12.22; Blick, 23.12.22
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